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Positionspapier der Mitglieder der Netzallianz Digitales Deutschland zum zukünftigen europäischen Telekommunikations-Rechtsrahmen
Breitband-Infrastruktur als Voraussetzung für die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Wirtschaft

Die Unternehmen der Netzallianz stimmen darin überein, dass die europäische Wirtschaft im globalen Wettbewerb nur dann bestehen kann, wenn für digitale Anwendungen eine leistungsfähige Breitband-Infrastruktur über Festnetz, Mobilfunk und Satellit zur Verfügung steht. Dies ist notwendig, um die Ausbreitung der Digitalisierung in allen Gesellschafts- und Wirtschaftsbereichen zu fördern und die Wohlfahrtspotenziale der Digitalisierung in Deutschland und Europa zu heben, insbesondere für Anwendungen in den Bereichen Verkehr (z. B. „automatisiertes und vernetztes Fahren“),, ,, Bildung, Gesundheit, Wirtschaft (z. B. „Industrie 4.0“) Energie (z. B. „smart home“) und Verwaltung. Die Unternehmen sind bereit, in Deutschland unter investitionsfreundlichen Rahmenbedingungen auch weiterhin den Ausbau der hierfür erforderlichen Infrastruktur voranzutreiben. 
Flächendeckenden Breitbandausbau sicherstellen
Die Unternehmen der Netzallianz stimmen darin überein, nur in gemeinsamer Anstrengung die besten, leistungsfähigsten und nachhaltigsten Netze flächendeckend errichten zu können. Verlässliche regulatorische und ordnungspolitische Rahmenbedingungen schaffen die notwendige Planungs- und Investitionssicherheit für einen wettbewerblichen Ausbau. Wichtig ist allen Teilnehmern der Netzallianz, dass effiziente Investitionen in die Breitband-Infrastruktur langfristig gesichert und profitabel sein müssen. 
Ziel muss es zunächst sein, so viel wie möglich an privaten, eigenwirtschaftlichen und wettbewerbsoffenen Investitionen in einen zukunftsfähigen Breitbandausbau auszulösen. In Gebieten, in denen mittelfristig absehbar kein hochleistungsfähiger Breitbandausbau wirtschaftlich tragfähig ist, wird eine öffentliche Förderung zum Ausbau zukunftsfähiger Glasfasernetze beitragen. Die Unternehmen der Netzallianz sind sich darin einig, dass ein Universaldienstkonzept kein taugliches Instrument zur Realisierung eines flächendeckenden Breitbandausbaus ist. Eine durch Diskussionen zum Universaldienst ausgelöste Marktverunsicherung und ein hierdurch bewirkter Investitionsstopp wirken kontraproduktiv. 

Nationale Besonderheiten beachten

EU-weit einheitliche Regelungen sind wichtig für einen funktionsfähigen Binnenmarkt. Gleichzeitig gilt das Subsidiaritätsprinzip. Landesspezifische Unterschiede insbesondere hinsichtlich des Beitrags der einzelnen Marktteilnehmer und Technologien zum Breitbandausbau müssen bei Regulierungsentscheidungen und staatlichen Beihilfen hinreichend berücksichtigt werden können. 

Roaminggebühren 
Die TK-Unternehmen streben eine weitere Reduzierung von Roaming-Aufschlägen an und setzen dazu verstärkt auf kostengünstige Endkundenangebote, die z.B. die Nutzung nationaler Flatrates und Datenvolumina im EU-Ausland ermöglichen. Im Rahmen der Diskussion zur TSM-Verordnung ist derzeit vorgesehen, die Roaminggebühren auslaufen zu lassen. Dabei muss sichergestellt werden, dass zusätzliche Kosten weiter gedeckt  werden können und grenzüberschreitender Arbitrage-Wettbewerb verhindert wird. 
Wettbewerbsoffene Regelung zur Netzneutralität vereinbaren
Den Telekommunikationsunternehmen muss weiterhin die Möglichkeit eröffnet bleiben, sich zusätzliche Erlösquellen innerhalb und außerhalb des Netzbetriebs erschließen zu können. Industrie 4.0, eHealth, eMobility, Cloud-Computing und Big-Data Analysis, aber auch die Unterhaltungs- und Spieleindustrie, sind Zukunftsfelder, die mitentscheiden werden, ob Europa im weltweiten Innovationswettbewerb langfristig mithalten kann.

Telekommunikationsanbieter stellen fortlaufend zusätzliche Netzkapazitäten und neue Dienste zur Verfügung. Davon profitieren sowohl Kunden als auch Inhalteanbieter. Hieraus ergeben sich neue Möglichkeiten der Wertschöpfung, die allen Akteuren in der Wertschöpfungskette zugutekommen sollten. Dies kann gelingen, wenn die verschiedenen Marktakteure weiterhin frei miteinander verhandeln und Verträge schließen können. Die Belange von KMUs und Start-Ups müssen dabei berücksichtigt werden. So wird auch gewährleistet, dass Telekommunikationsunternehmen sich neue Erlösquellen erschließen können. Neue, innovative Geschäftsmodelle müssen möglich sein. Das erfordert eine europaweit einheitliche innovationsoffene Regelung , die qualitätsgesicherte Dienste  neben dem Best-Effort Internet zulässt.
Level-Playing-Field für Telekommunikationsunternehmen und Internetdiensteanbieter

Der neue EU-Ordnungsrahmen muss zum einen der sich weiterentwickelnden Konvergenz der Dienste Rechnung tragen. Nutzer nehmen Internetdienste wie z.B. Messaging- und Voice-Dienste zunehmend als Substitut für herkömmliche Telekommunikationsdienste wahr.  Es bedarf im Hinblick auf die zu TK-Netzbetreibern in Konkurrenz stehenden OTT-Dienste eines Level-Playing-Fields insbesondere im Hinblick auf Vorschriften des Daten-, Verbraucher- und Jugendschutzes , der Sicherheitsvorschriften sowie des Urheber und Medienrechts, und. Auch sollte die Portabilität von Daten über vorhandene Dienste hinweg ermöglicht werden.
Zum anderen sind Gegenstand einer intensiven Debatte  auch Internetplattformen, die sich auf das Bereitstellen und Verteilen von digitalen Inhalten, Anwendungen und Diensten beziehen sowie den Zugang zu einer Vielzahl an Gütern und Diensten ermöglichen (etwa Suchmaschinen oder Onlineshops). Ihr Geschäftsmodell basiert maßgeblich auf der Sammlung, der Analyse und der wirtschaftlichen Verwertung großer Mengen von Datenspuren ihrer Nutzer. Im Hinblick auf ihre Rolle in der Internet Wertschöpfungskette bedürfen folgende Aspekte der Klärung: 

· Internetplattformen mit marktbeherrschender Stellung können zu Marktverzerrungen führen. Es ist daher zu prüfen, ob im Rahmen des Wettbewerbsrechts besondere Anforderungen hinsichtlich Zugang und Gleichbehandlung zu stellen sind.

· Netzwerkeffekte von Plattformen sowie Größenvorteile bei der Sammlung und Vermarktung personalisierter Datenbestände können dazu führen, dass Marktmacht verstärkt und auch längerfristig abgesichert wird. Daraus wiederum resultiert ein nicht zu unterschätzendes Missbrauchspotenzial. 

· Vor diesem Hintergrund ist auf EU-Ebene eine Weiterentwicklung insbesondere des Wettbewerbs-, Medien- und Urheberrechtrechts erforderlich. Dabei wird es auch darauf ankommen, den Kunden die bestmögliche und transparente Auswahl zwischen unterschiedlichen Anbietern von Diensten und Inhalten zu gewährleisten, eine Diskriminierung Dritter bzw. alternativer Anbieter zu verhindern (etwa im Hinblick auf die Reihenfolge von Suchergebnissen etc.) sowie die erforderliche Transparenz (z.B. Kennzeichnung eigener oder gesponserter Dienste) sicherzustellen.
